
rung des sozialistischen Wettbewerbs nach dem IX. Par­
teitag der SED/2/ Festlegungen zur engen Verknüpfung 
von Wettbewerb und Neuerertätigkeit. Audi auf der
15. Tagung des Bundesvorstandes des FDGB wurde die 
Notwendigkeit hervorgehoben, die Wettbewerbs- und 
Neuererbewegung in allen Betrieben, Kombinaten und 
Industriezweigen noch zielstrebiger auf die qualitativen 
Faktoren der sozialistischen Intensivierung zu len- 
ken./3/
Die in der Zeit nach dem VIII. Parteitag der SED er­
reichten Ergebnisse bei der Verwirklichung der Wirt­
schafts- und Sozialpolitik der Partei der Arbeiterklasse 
bilden eine sichere Grundlage und gute Voraussetzungen 
für die Erfüllung der vorgegebenen Zielstellungen. Im 
Zeitraum von 1971 bis 1975 erwuchs aus den Leistungen 
der Neuerer ein gesellschaftlicher Nutzen von 16,7 Mil­
liarden Mark. Dabei hat sich die Neuererbewegung als 
Mittel und Weg zur Entwicklung und Förderung sozia­
listischer Persönlichkeiten bewährt. Sie hat zugleich auch 
einen wichtigen Beitrag zur Lösung vor allem wissen­
schaftlich-technischer Probleme, insbesondere der Inten­
sivierung, und zur Erzielung hoher ökonomischer Ergeb­
nisse geleistete/
Aus den vom IX. Parteitag beschlossenen Dokumenten 
ergibt sich für die Leiter die Aufgabe, die Neuererbe­
wegung als Massenbewegung der Arbeiterklasse weiter 
zu entwickeln und sie umfassend zu fördern und zu len­
ken. Diese Anforderung hat ihre arbeitsrechtliche 
Grundlage in § 9 Abs. 1 Ziff. 5 GBA. Die Leiter werden 
ihrer Verantwortung vor allem dadurch gerecht, daß 
sie den Werktätigen die gesellschaftliche Aufgabenstel­
lung des Betriebes erläutern, sie über Schwerpunkte bei 
der Lösung wissenschaftlich-technischer und anderer 
Aufgaben informieren und zügig exakt begründete Ent­
scheidungen über eingereichte Neuerervorschläge oder 
vereinbarungsgemäß erbrachte Neuererjeistungen tref­
fen. Mit der gründlichen Beratung von Aufgabenstellun­
gen für die Neuerer sowie von Problemen der Benut­
zung und Anerkennung von Ergebnissen der Neuerer­
tätigkeit in den Neuererbrigaden (§ 7 Abs. 5 NVO) wer­
den die Leiter bei der umfassenden Prüfung und Klä­
rung tatsächlicher und rechtlicher Fragen unterstützt 
und gute Voraussetzungen für fundierte Entscheidungen 
geschaffen. Auch die betrieblichen Gewerkschaftsleitun­
gen nehmen mit Hilfe der gewählten gewerkschaftlichen 
Neuereraktive tatkräftig auf die weitere Förderung und 
Entwicklung der Neuererbewegung Einfluß und tragen 
auch im Einzelfall zur Durchsetzung der den Neuerern 
zustehenden Rechte und Ansprüche bei.
Den gesellschaftlichen und staatlichen Gerichten obliegt 
es, im Rahmen ihrer Zuständigkeit das Anliegen der 
Neuererbewegung zu fördern. Mit ihren Beratungen 
bzw. Verhandlungen und Entscheidungen sowie mit de­
ren Auswertung wahren sie die Rechte der Neuerer, 
sichern eine einheitliche Rechtsanwendung und nehmen 
auf die Beseitigung der Ursachen von Neuererrechts­
konflikten Einfluß. Eine wesentliche Rolle spielt dabei 
die rechtspropagandistische Arbeit Hier kommt es vor 
allem darauf an, anhand konkreter Ergebnisse und 
Feststellungen positive Beispiele zu verallgemeinern und 
auf die Überwindung von Unsicherheiten und evtl, noch 
vorhandenen fehlerhaften Rechtsauffassungen hinzuwir­
ken. Die enge Verbindung der Gerichte mit den gewähl­
ten Neuereraktiven bei den Kreisvorständen der Ge­
werkschaften sowie mit den Bezirksneuererzentren
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schafft günstige Voraussetzungen für die Auswertung 
von Verfahrensergebnissen und eine auf Schwerpunkte 
orientierte rechtspropagandistische Arbeit.
Zu einigen Problemen, die in den von staatlichen Ge­
richten verhandelten und entschiedenen Streitfällen auf­
getreten sind, soll im folgenden auf der Grundlage der 
Richtlinie Nr. 30 des Plenums des Obersten Gerichts zu 
Fragen der Anwendung des Neuererrechts in der Recht­
sprechung vom 28. August 1974 (GBl. I S. 413; NJ-Beilage 
1/74 zu Heft 18) sowie der Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts Stellung genommen werden.

Entscheidungen über Neuerervereinbarungen

Die Richtlinie Nr. 30 legt in Ziff. 1.2.1. fest, welche Um­
stände die Gerichte bei einem Streit über Vergütungsan­
sprüche aus vereinbarten Neuererleistungen zu prüfen 
haben. Nach dieser Orientierung wird auch verfahren. 
Anhand praktischer Erfahrungen ist auf folgendes hin­
zuweisen: Die Vergütungsansprüche sind dem Grunde 
nach im Sinne dieser Festlegungen auch dann zu prüfen, 
wenn die Parteien nur über die Höhe der Vergütung 
streiten, die Entscheidung hierüber aber nicht getroffen 
werden kann, ohne daß zuvor die Wirksamkeit der Ver­
einbarung geprüft und festgestellt worden ist.
Nach § 13 NVO gibt es drei Arten von Neuerervereinba­
rungen. Sie unterscheiden sich vor allem nach Anliegen, 
Aufgabenstellung und Zweckbestimmung. Es ist daher 
erforderlich, vor Abschluß einer Neuerervereinbarung 
die Aufgabenstellung genau herauszuarbeiten. Anhand 
der konkreten Aufgabenstellung und der geforderten 
Ergebnisse läßt sich erst bestimmen, welcher Art die 
abgeschlossene Vereinbarung sein soll. Stellt das Gericht 
fest, daß die Aufgabenstellung nicht ausreichend geklärt 
ist, hat es ggf. entsprechende Beweise zu erheben.
Die Klarstellung, ob es sich um eine Neuerervereinba­
rung gemäß § 13 Ziff. 1 oder Ziff. 2 NVO handelt, ist 
u. U. auch für die Entscheidung über die Vergütung we­
sentlich.
Für die Vergütung der im Rahmen der einzelnen Ver­
einbarungsarten zu erbringenden Leistungen gelten un­
terschiedliche Grundlagen. Während bei Neuererverein­
barungen gemäß § 13 Ziff. 1 und Ziff. 3 NVO die Ver­
gütung als Prozentsatz der den Neuerem zu erstatten­
den Aufwendungen festzulegen ist, gilt für Neuererver­
einbarungen nach § 13 Ziff. 2 NVO, die der schöpferi­
schen Lösung eines Problems dienen, genau wie bei 
Neuerervorschlägen der Nutzen als Grundlage für die 
Vergütung.
Die Erfüllung einer abgeschlossenen Neuerervereinba­
rung zu sichern liegt im gesellschaftlichen Interesse. Es 
ist Aufgabe der Leiter, bei eintretenden Veränderungen 
im Kollektiv dessen Arbeitsfähigkeit zu gewährleisten. 
Scheidet ein Werktätiger, der Beteiligter der Neuerer­
vereinbarung ist, aus dem Betrieb aus oder sind Werk: 
tätige aus anderen Gründen an der weiteren Mitarbeit 
gehindert, hat der Betrieb Vereinbarungen darüber her­
beizuführen, in welcher Weise das Kollektiv in seiner 
Zusammensetzung zu verändern oder die Erfüllung der 
einzelnen Teilaufgaben neu festzulegen ist. Gegebenen­
falls ist vom Leiter des nunmehrigen Beschäftigungsbe­
triebes des Werktätigen die Zustimmung zu dessen wei­
terer Mitwirkung im Neuererkollektiv einzuholen. Stel­
len die Gerichte fest, daß nicht so verfahren wurde, ha­
ben sie zu prüfen, inwieweit hierdurch die Wirksam­
keit der Neuerervereinbarung aufgehoben wird. Dabei 
ist zu beachten, daß die Zustimmung des Leiters des 
nunmehrigen Beschäftigungsbetriebes des Werktätigen 
auch nachträglich erteilt Werden kann. Ist ein Kollektiv­
mitglied ausgeschieden, nachdem es seinen Teilbeitrag 
im wesentlichen erfüllt hatte, wird in der Regel die
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